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Haftungsvoraussetzungen (Art. 3 VG)

• Schaden (Vermögensschaden, 
Personenschaden)

• Widerrechtliches Verhalten des 
Gemeinwesens

• Adäquater Kausalzusammenhang

• (kein Verschulden erforderlich – 
Kausalhaftung)

Besonderheit: Aufsichtshaftung

• Staatliche Kontrolle = Aufsicht 
über Private

• Eigentümerschaft trägt primäre 

Verantwortung für Baute und 
Brandschutz

• Staatshaftung nur nachrangig: bei 

wesentlicher Amtspflichtverletzung 
der Behörde

• Keine Garantenstellung für lückenlose 
Kontrolle

Uhlmann/Kradolfer, Schweizerisches Staatshaftungsrecht, 2. Aufl. 2025 (N 1 ff.); Art. 3 Abs. 1 VG (SR 170.32)
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I.  Grundlagen der Staatshaftung



I.  Aufsichtsunterlassung: Struktur

Grundsatz: Primärverantwortung der Eigentümerschaft

Für Bauvorhaben und Unterhalt einer Baute ist in erster Linie die Bauherrin oder 

Eigentümerschaft verantwortlich. Eine unterlassene staatliche Aufsicht führt daher 
nur dann zur Haftung, wenn eine wesentliche Amtspflicht verletzt wurde.

BVR 2011 200 ff. (Verwaltungsgericht BE), besprochen in Hänni/Mahaim, Baupolizeiliche Aufsichtspflichten 

und Staatshaftung

Keine Garantenstellung für lückenlose Kontrolle

Allgemeine Aufsichtspflichten begründen noch keine über diese hinausgehende 
Garantenpflicht gegenüber einzelnen Geschädigten.

BGer 8C_194/2012, E. 6.4 (SUVA / Asbest): keine Garantenpflicht zur lückenlosen Betriebskontrolle

Haftung nur bei qualifiziertem Versagen

Das staatliche Aufsichtsrecht dient dem Schutz öffentlicher Interessen; Einzelne 

profitieren oft nur als Reflexwirkung – was bereits die Widerrechtlichkeit entfallen 
lassen kann.
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I.  Aufsichtsunterlassung: Struktur



II.  Wesentliche Amtspflichtverletzung

Massgeblicher Standard

• Nicht jede fehlerhafte Verwaltungshandlung löst Staatshaftung aus

• Erforderlich: Verletzung einer für die Funktion bedeutsamen, wesentlichen 
Amtspflicht

• Bundesgerichtliche Formel: «violation d'une prescription importante des devoirs 
de fonction»

BGE 139 IV 137, E. 4.2; BGer 2C_227/2020, E. 10.1

Unentschuldbare Fehlleistung

• Eine Fehlleistung bei der Beurteilung der Sachlage, «die einem 
pflichtbewussten Richter oder Beamten nicht unterlaufen wäre»

BGE 119 Ib 208, E. 5b; BGer 2A.493/2000, E. 5a

Kein Haftungsanlass allein durch:

• Fehler, die im Ermessensspielraum liegen

• Aufhebung eines Entscheids im Rechtsmittelverfahren für sich genommen

BGer 2C_323/2023, E. 4.4
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II.  Wesentliche Amtspflichtverletzung



II.  Praxis: Amtspflichtverletzung bejaht / verneint

BEJAHT

Flachdach-Fall (BVR 2011 200)

Gemeinde hält Werkeigentümerin nicht 

an, nicht abgesperrtes Flachdach zu 

sichern → Kind stürzt, schwer verletzt. 

Haftung wegen unterlassener 
Baupolizeiaufsicht bejaht.

AWA Solothurn (BGer 1C_351/2007)

Amtsleiter unterlässt Bonitätsprüfungen, 

schriftliche Verträge und Sicherheiten bei 

Millionendarlehen. Grobfahrlässige 
Amtspflichtverletzung bejaht.

VERNEINT

SECO-Fall (BVGer A-7322/2009)

Fehlerhafte Anrechnung der FL-

Freizügigkeitsleistung. Fehler wegen 

«komplexer Situation und mangelnder 

Offensichtlichkeit» keine wesentliche 
Amtspflichtverletzung.

BAZL / Helikopter (BGer 2A.493/2000)

Entzug Lufttüchtigkeitszeugnis nach 

festgestellter Überlast. Präventiver Schutz 

verlangt Eingreifen – auch wenn Triebwerke 

nachträglich intakt: keine 
Amtspflichtverletzung.

Aufhebung im Rechtsmittelverfahren

Allein die Aufhebung eines Entscheids gilt 

nicht als unentschuldbare Fehlleistung.

BGer 2C_323/2023, E. 4.4

II.  Praxis: Amtspflichtverletzung bejaht / verneint
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Joseph Beuys, 
«Feuerstätte II» (1978–79)

III.  Selbst- und Drittverschulden

Prof. Dr. Felix Uhlmann 8



III.  Selbst- und Drittverschulden

Dogmatische Einordnung: Kausalitätsunterbrechung

• Selbst- und Drittverschulden werden unter der adäquaten Kausalität behandelt, 
nicht als eigene Haftungsvoraussetzung

• Unterbrechung: Das Fremdverschulden muss so hohen Wirkungsgrad haben, 

dass die staatliche Ursache «nach wertender Betrachtungsweise als rechtlich 
nicht mehr beachtlich erscheint»

BGE 130 III 182, E. 5.4; 116 II 519, E. 4b

• Kein Alles-oder-nichts: auch Herabsetzung möglich (Art. 4 VG; Art. 44 Abs. 1 
OR)

III.  Selbst- und Drittverschulden
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Leukerbad

BGer 2C.4/2000 (3. Juli 2003)

• Kanton Wallis beaufsichtigt Leukerbad 
unzureichend während Überschuldung

• Amtspflichtverletzung bejaht: Kanton 

hätte auf Inspektoratsberichte reagieren 
müssen

• Haftung dennoch verneint: 

Selbstverschulden überwiegt «bei 

weitem» → Kausalunterbrechung 
(E. 8)

• Zudem: Aufsichtsnormen schützten 

Gemeinde, nicht Gläubiger – nur 

Reflexwirkung

Flachdach-Fall

BVR 2011 200 (VG Bern, 2011)

• Kind stürzt von ungesichertem 
Flachdach, schwere Verletzungen

• Drittverschulden Grossvater nur leicht – 

nicht ausreichend, um Gemeindehaftung 
zu verdrängen

• Werkeigentümerin: ebenfalls nur 
Mitursache, keine Kausalunterbrechung

• → Mehrere Mitverursacher können 
nebeneinander haftbar sein

• Besprochen: Hänni/Mahaim (2010), 93 ff.

III.  Praxis: Leitfälle
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Aussenverhältnis (gegenüber 
Geschädigtem)

• Jeder Mitverursacher haftet dem 
Geschädigten in voller Höhe

• Geschädigte wählt, wen er/sie belangen 
will – faktische Solidarität

• Haftungsgrundlagen können verschieden 

sein: Staatshaftungsrecht vs. Art. 58 OR 

(Werkeigentümerhaftung)

Innenverhältnis (Regress zwischen 
Haftpflichtigen)

• Art. 51 OR: Regressordnung nach 
Verschuldensgrad

• Staatshaftung = Kausalhaftung; Art. 58 

OR = Kausalhaftung; beide auf gleicher 
Stufe → anteilsmässige Aufteilung

• Eigentümerin als Primärverantwortliche trägt 

intern mehr

Für den Brandschutz

• Behörde (Kausalhaftung) und Eigentümerin (Art. 58 OR) stehen haftungsrechtlich auf 
gleicher Stufe

• Intern trägt Eigentümerin den Hauptteil (primäre Pflicht zur Vorschrifteneinhaltung); 
staatlicher Anteil = Vollzugsversagen

• Kein Art. 50 OR (keine gemeinsame Tat), aber Art. 51 OR analog; Solidarität ist unecht

Art. 51 OR; BGE 117 II 50 (Solidarische Haftung mehrerer Werkeigentümer, Art. 58 OR)

III.  Mitverursachung: Aussen- und Innenverhältnis
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Grundprinzip: Ausschliessliche Staatshaftung nach aussen

• Der Geschädigte kann nur das Gemeinwesen direkt belangen, nicht den 
fehlbaren Beamten

• Der Beamte haftet jedoch im internen Verhältnis gegenüber seinem 
Dienstherrn (Regressrecht)

Art. 7 f. VG (Bund); § 14 HG-ZH (Kanton Zürich)

Voraussetzung: Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit

• Leichte Fahrlässigkeit genügt für den Regress nicht

• Grobe Fahrlässigkeit: Verletzung elementarer Vorsichtsgebote, «die jeder 

verständige Mensch in der gleichen Lage und unter den gleichen Umständen 
beachten würde»

BGE 111 Ib 192, E. 3 und 4 (Armeefall); BGer 1C_351/2007, E. passim

Analoge Regelung in der überwiegenden Mehrheit der Kantone

• Bund und Kantone folgen grundsätzlich derselben Lösung

• Ausnahmen: direkte Beamtenhaftung bei Handelsregister (Art. 928 OR), 
Grundbuch (Art. 955 ZGB)

IV.  Regresshaftung des fehlbaren Beamten
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I.  Massstab und Praxis des Regresses

Beamtenfreundliche Praxis bei der Höhe

• Auch bei bejahter grober Fahrlässigkeit macht das Gemeinwesen 
typischerweise nicht den vollen Schadensbetrag geltend

• Massgebliche Faktoren: Schwere des Verschuldens, persönliche und 

finanzielle Verhältnisse, hierarchische Stellung, Mitverschulden des 
Gemeinwesens

• Keine pauschale Quote (VPB 63 [1999] Nr. 70 abgelehnt vom Bundesgericht)

Leitfall: AWA Solothurn (BGer 1C_351/2007 und 1C_353/2007)

• Amtsleiter X: Gesamtschaden ~Fr. 900'000.– / Regress Fr. 100'000.– (≈ 1/9)

• Untergebener Y: Eventualvorsatz, aber Reduktion auf Fr. 60'000.– wegen 
fehlender Führungserfahrung, tieferem Salär, Selbstverschulden des Kantons

Verjährung des Regressanspruchs

• Relative Frist: 1 Jahr ab Kenntnis; absolute Frist: 10 Jahre (analog Art. 60 OR)

• Kanton Zürich: 2-jährige relative Frist (§ 24 Abs. 2 HG-ZH)

Uhlmann/Kradolfer N 81, 170

IV.  Massstab und Praxis des Regresses
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Fazit: Staatshaftung im Brandschutzvollzug

1.  Haftungsmassstab: Die Behörde haftet nicht für jeden Vollzugsfehler, sondern nur 

bei wesentlicher Amtspflichtverletzung – bei einem qualifizierten, unentschuldbaren 

Versagen.

2.  Eigenverantwortung geht vor: Die Eigentümerin/Betreiberin ist primär für die 

Einhaltung der Brandschutzvorschriften verantwortlich. Überwiegendes 

Selbstverschulden unterbricht den Kausalzusammenhang. Ansonsten gilt im 

Aussenverhältnis (unechte) Solidarität. 

3.  Regress ist möglich, aber begrenzt: Der fehlbare Beamte haftet intern bei Vorsatz 

oder grober Fahrlässigkeit. Die Praxis ist beamtenfreundlich – der Regressbetrag liegt 

deutlich unter dem Gesamtschaden.

4.  Offene Rechtslage: Keine publizierten Schweizer Entscheide zur Staatshaftung 

spezifisch wegen Versäumnissen im Brandschutzvollzug. 

Fazit: Staatshaftung im Brandschutzvollzug
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